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Artikel 1

Änderung des Hinterlegungsgesetzes

Das Hinterlegungsgesetz vom 8. Oktober 
2010 (GVBl. I S. 306), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 25. März 2015 (GVBl. S. 126), 
wird wie folgt geändert: 

1. �In § 2 Satz 2 werden nach dem Wort „Fas-
sung“ die Wörter „der Bekanntmachung“ 
eingefügt und wird die Angabe „10. De-
zember 2014 (BGBl. I S. 2082)“ durch  
„10. August 2021 (BGBl. I S. 3490)“ er-
setzt.

2. § 4 wird wie folgt geändert:

a) �Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 4

Einsichtsrecht, elektronische  
Aktenführung“

b) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1.

c) Als Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Die Hinterlegungsakten können 
vorbehaltlich des Satz 2 elektronisch ge-
führt werden. Die Ministerin oder der Mi-
nister der Justiz wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung nähere Bestimmun-
gen zu treffen zum Zeitpunkt, von dem 
an elektronische Hinterlegungsakten zu 
führen sind, sowie zu den organisato-
rischtechnischen Rahmenbedingungen 
für die Bildung, Führung und Aufbewah-
rung der elektronischen Hinterlegungs-
akten. § 298a Abs. 1 Satz 4 Halbsatz 1 
und Abs. 2 sowie § 299 Abs. 3 der Zivil-
prozessordnung gelten entsprechend.“

3. § 5 wird wie folgt geändert:

a) �In Abs. 1 Satz 2 werden nach dem Wort 
„schriftlich“ ein Komma und die Wörter 
„in elektronischer Form“ eingefügt.

b) �In Abs. 2 wird die Angabe „23. Juli 2013 
(BGBl. I S. 2586)“ durch „25. Juni 2021 
(BGBl. I S. 2099)“ ersetzt.

4. �§ 8 wird wie folgt geändert:

a) �Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 8

Antrag der hinterlegenden Person, 
elektronisches Dokument“

b) �Abs. 1 wird durch die folgenden Abs. 1 
und 2 ersetzt: 

„(1) Anträge und Erklärungen nach 
diesem Gesetz sind schriftlich, zu Pro-
tokoll der Geschäftsstelle oder als elek-
tronisches Dokument einzureichen. 
Die Antragstellung zu Protokoll der 
Geschäftsstelle kann bei jedem Amts-
gericht erfolgen; ist der Antrag an eine 

andere Hinterlegungsstelle gerichtet, ist 
der Antrag unverzüglich dorthin zu über-
mitteln. Nachweise können als elektro-
nisches Dokument eingereicht werden, 
wenn sie in elektronischer Form errich-
tet sind oder soweit sie nicht im Original 
oder in besonderer Form vorzulegen 
sind. Die §§ 130a, 130d und 298 der Zi-
vilprozessordnung, die Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung vom 24. No-
vember 2017 (BGBl. I S. 3803), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 5. Oktober 
2021 (BGBl. I S. 4607), sowie die Be-
kanntmachungen zu § 5 der Elektroni-
scher-Rechtsverkehr-Verordnung gel-
ten entsprechend. Die Ministerin oder 
der Minister der Justiz wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung elektronische 
Formulare einzuführen. § 130c Satz 2 
bis 4 der Zivilprozessordnung gilt ent-
sprechend.

(2) Im Antrag sind anzugeben: 

1. zur hinterlegenden Person

a) �bei natürlichen Personen Vor- und 
Familiennamen, die Anschrift, das 
Geburtsdatum und gegebenenfalls 
entsprechende Angaben für eine 
vertretende Person,

b) �bei juristischen Personen und Han-
delsgesellschaften die Firma, die 
Anschrift, die gesetzliche Vertrete-
rin oder der gesetzliche Vertreter 
sowie gegebenenfalls Handelsre-
gisternummer und Sitz des Amts-
gerichts, bei dem die Eintragung 
erfolgt ist;

2. �die Tatsachen, welche die Hinterle-
gung rechtfertigen, und falls die An-
gelegenheit, in der hinterlegt wird, bei 
einer Behörde oder einem Gericht 
anhängig ist, die Bezeichnung der 
Sache und der Behörde oder des Ge-
richts und des Aktenzeichens;

3. �bei der Hinterlegung von Geld der 
Betrag und, falls andere als gesetz-
liche und gesetzlich zugelassene 
Zahlungsmittel hinterlegt werden, die 
Geldsorten;

4. �bei der Hinterlegung von Wertpapie-
ren

a) �Zinssatz, Gattung, Jahrgang, Rei-
he, Buchstaben, Nummer, Nenn-
betrag, internationale Kennnum-
mer für Wertpapiere (ISIN) und 
sonst vorhandene Unterschei-
dungsmerkmale,

b) �die zu den Wertpapieren gehörigen 
Erneuerungs-, Zins- oder Gewinn-
anteilscheine; werden Scheine 
hinterlegt, die zu bereits hinterleg-
ten Wertpapieren gehören, soll auf 
den wegen der Wertpapiere selbst 
gestellten Antrag hingewiesen 
werden;*) Ändert FFN 234-5

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Zweites Gesetz zur Änderung des Hinterlegungsgesetzes*)

Vom 24. September 2022
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5. �bei der Hinterlegung von sonstigen 
Urkunden die genaue Bezeichnung 
und der angegebene Wertbetrag;

6. �bei der Hinterlegung von Kostbar-
keiten Gattung, Stoff und sonst vor-
handene Unterscheidungsmerkmale 
sowie der Wert.

Geldbeträge sind in Ziffern und in Buch-
staben anzugeben. Der Antrag soll auch 
die für eine Übermittlung elektronischer 
Dokumente erforderlichen Angaben ent-
halten, sofern eine solche möglich ist.“

c) �Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3 und 
in Satz 1, 2 und 5 wird die Angabe  
„Abs. 1 Satz 2“ jeweils durch „Abs. 2 
Satz 1“ ersetzt.

d) �Die bisherigen Abs. 3 bis 5 werden die 
Abs. 4 bis 6.

e) �Als Abs. 7 wird angefügt:

„(7)  Entscheidungen der Hinter-
legungsstellen und Protokolle können 
in elektronischer Form erstellt werden.  
§§ 130b und 317 Abs. 3 der Zivilpro-
zessordnung gelten entsprechend. Ent-
scheidungen der Hinterlegungsstellen 
sollen schriftlich oder in elektronischer 
Form ergehen.“

5. �In § 22 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 
Nr. 1 werden nach dem Wort „schriftlich“ 
jeweils ein Komma und die Wörter „in elek-
tronischer Form“ eingefügt.

6. �In § 23 Satz 1 werden nach dem Wort 
„schriftlich“ die Wörter „oder in elektroni-
scher Form“ eingefügt.

7. § 27 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Bei Hinterlegungen aufgrund der  
§§ 1814 und 1818, jeweils auch in Ver-
bindung mit § 1667 Abs. 2 Satz 2, § 1908i 
Abs. 1 Satz 1 und § 1915 Abs. 1 Satz 1, 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs in der am  
31. Dezember 2022 geltenden Fassung 
und aufgrund des § 1844, auch in Ver-
bindung mit § 1667 Abs. 2 Satz 2, § 1798  
Abs. 2 Satz 1 und § 1888 Abs. 1, des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs müssen neben der 
in Abs. 1 genannten Frist 20 Jahre seit 
dem Zeitpunkt abgelaufen sein, in dem die 
elterliche Sorge, die Betreuung, die Vor-
mundschaft oder die Pflegschaft beendet 
ist. Dies gilt nicht bei Abwesenheitspfleg-
schaften nach § 1911 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs in der am 31. Dezember 
2022 geltenden Fassung sowie nach  
§ 1884 des Bürgerlichen Gesetzbuchs.“

8. �In § 28 Abs. 1 Nr. 2 wird die Angabe  
„7. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2582)“ durch  
„24. Juni 2022 (BGBl. I S. 959)“ ersetzt.

9. �In § 32 Abs. 3 Satz 3 werden nach dem 
Wort „schriftlich“ ein Komma und die Wör-
ter „in elektronischer Form“ eingefügt.

Artikel 2

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2023 in 
Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. 
Es ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen zu verkünden.

Wiesbaden, den 24. September 2022

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t

R h e i n

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r 
d e r  J u s t i z

P r o f .  D r.  P o s e c k
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Artikel 1¹)

Änderung des Gesetzes über den  
Vollzug ausländerrechtlicher  

Freiheitsentziehungsmaßnahmen

Das Gesetz über den Vollzug ausländer-
rechtlicher Freiheitsentziehungsmaßnah-
men vom 18. Dezember 2017 (GVBl. S. 474) 
wird wie folgt geändert:

1. �In § 1 werden die Angaben „30. Oktober 
2017 (BGBl. I S. 3618)“ und „20. Juli 2017 
(BGBl. I S. 2780)“ jeweils durch „9. Juli 
2021 (BGBl. I S. 2467)“ ersetzt und nach 
der Angabe „ABl. EU Nr. L 180 S. 31“ ein 
Komma und die Angabe „2017 Nr. L 49  
S. 50“ eingefügt.

2. �In § 6 Abs. 3 Satz 3 wird die Angabe „ge-
ändert durch Gesetz vom 17. Juli 2017 
(BGBl. I S. 2541)“ durch „zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 23. Mai 2022 (BGBl. I 
S. 760)“ ersetzt.

3. �In § 8 Abs. 2 Satz 3 wird die Angabe „ge-
ändert durch Gesetz vom 17. Juli 2017 
(BGBl. I S. 2615)“ durch „zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 28. Juni 2022 (BGBl. I 
S. 3918)“ ersetzt.

4. �In § 20 Satz 2 wird die Angabe „2022“ 
durch „2032“ ersetzt.

Artikel 2²)

Änderung des Hessischen  
Nachbarrechtsgesetzes

Das Hessische Nachbarrechtsgesetz vom 
24. September 1962 (GVBl. I S. 417), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 28. September 
2014 (GVBl. S. 218), wird wie folgt geändert: 

1. �Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt ge-
ändert: 

a) �Die Angabe zu § 47 wird wie folgt ge-
fasst:

„§ 47� Inkrafttreten, Außerkrafttreten“

b) �Die Angaben zu den §§ 48 und 49 wer-
den gestrichen.

2. �In § 10a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 wird die An-
gabe „der Energieeinsparverordnung vom 
24. Juli 2007 (BGBl. I. S. 1519), geändert 
durch Verordnung vom 29. April 2009 
(BGBl. I S. 954),“ durch „des Gebäude-
energiegesetzes vom 8. August 2020 
(BGBl. I. S. 1728)“ ersetzt.

3. �§ 40 wird wie folgt geändert: 

a) �In Abs. 1 Nr. 2 wird die Angabe „§ 19 
Abs. 1 Nr. 3,“ gestrichen.

b) �In Abs. 3 werden nach der Angabe 
„(GVBl. S. 458)“ ein Komma und die 
Angabe „zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 22. Februar 2022 (GVBl. S. 126),“ 
eingefügt.

4. �Die §§ 47 und 48 werden aufgehoben. 

5. �Der bisherige § 49 wird § 47 und in  
Satz 2 wird die Angabe „2022“ durch 
„2032“ ersetzt. 

Artikel 3³)

Änderung des Hessischen  
Sonderzahlungsgesetzes

In § 9 Abs. 2 des Hessischen Sonder-
zahlungsgesetzes vom 22. Oktober 2003  
(GVBl. I S. 280), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 16. Dezember 2015 (GVBl. S. 594), 
wird die Angabe „2022“ durch „2024“ ersetzt. 

Artikel 4⁴)
Änderung des Hessischen  

Besoldungsgesetzes

In § 76 Abs. 2 des Hessischen Besol-
dungsgesetzes vom 27. Mai 2013 (GVBl.  
S. 218, 256, 508), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 14. Dezember 2021 (GVBl. S. 931), 
wird die Angabe „2022“ durch „2024“ ersetzt.

Artikel 5⁵)
Änderung des Hessischen Besoldungs- 
und Versorgungsüberleitungsgesetzes 

In § 9 Satz 3 des Hessischen Besoldungs- 
und Versorgungsüberleitungsgesetzes vom 
27. Mai 2013 (GVBl. S. 218, 346, 508), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 8. Dezem-
ber 2021 (GVBl. S. 871), wird die Angabe 
„2022“ durch „2024“ ersetzt.

Artikel 6⁶)
Änderung des Hessischen Ausführungs-

gesetzes zum Gesetz zur vorläufigen 
Regelung des Rechts der Industrie- und 

Handelskammern

Das Hessische Ausführungsgesetz zum 
Gesetz zur vorläufigen Regelung des Rechts 
der Industrie- und Handelskammern vom  
6. November 1957 (GVBl. S. 147), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 28. September 
2014 (GVBl. S. 218), wird wie folgt geändert:

1. �Der Überschrift wird die Angabe  
„(HAGIHKG)“ angefügt.

2. �In § 5 Abs. 3 wird die Fußnote „1)“ gestri-
chen.

3. �In § 8 Satz 2 wird die Angabe „2022“ durch 
„2024“ ersetzt.

Artikel 7

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft.

¹) Ändert FFN 24-52
²) Ändert FFN 231-36
³) Ändert FFN 323-135
⁴) Ändert FFN 323-153
⁵) Ändert FFN 323-154
⁶) Ändert FFN 50-1

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Sechzehntes Gesetz zur Verlängerung der Geltungsdauer und Änderung  
befristeter Rechtsvorschriften

Vom 22. September 2022
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Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. 
Es ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen zu verkünden.

Wiesbaden, den 22. September 2022

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t

R h e i n

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r 
d e r  J u s t i z

P r o f .  D r.  P o s e c k

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r 
d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t

B e u t h

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r 
f ü r  W i r t s c h a f t ,  E n e r g i e ,  

Ve r k e h r  u n d  Wo h n e n

A l - Wa z i r
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Artikel 1

Das Gesetz zur Bildung von Gremien zur 
Verbesserung der sektorenübergreifenden 
Versorgung vom 18. Dezember 2017 (GVBl. 
S. 465), geändert durch Gesetz vom 13. Sep-
tember 2018 (GVBl. S. 599), wird wie folgt 
geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) �Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Soweit das Gemeinsame Lan-
desgremium Empfehlungen nach § 90a 
Abs. 1 Satz 2 des Fünften Buches So-
zialgesetzbuch abgibt, sollen insbe-
sondere regionale und fachspezifische 
Versorgungsnotwendigkeiten berück-
sichtigt werden. Dabei sollen Versor-
gungsstrukturen und -defizite sektoren-
übergreifend betrachtet werden.“

b) �Nach Abs. 1 wird als neuer Abs. 2 ein-
gefügt:

„(2) Dem Gemeinsamen Landesgre-
mium ist Gelegenheit zu geben, zur Auf-
stellung und Anpassung der Bedarfsplä-
ne nach § 99 Abs. 1 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch Stellung zu nehmen.“

c) �Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3 und in 
Satz 1 wird nach dem Wort „Empfehlun-
gen“ die Angabe „nach Abs. 1“ eingefügt 
und wird die Angabe „Stellungnahmen 
nach Abs. 1“ durch „Stellungnahmen 
nach Abs. 2“ ersetzt. 

d) �Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4 und in 
Satz 1 wird die Angabe „§ 90a Abs. 1 
Satz 2 des Fünften Buches Sozialge-
setzbuch“ durch „Abs. 1“ ersetzt.

e) �Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 5 und die 
Angabe „Abs. 1“ wird durch „Abs. 2“ und 
die Angabe „Abs. 3“ wird durch „Abs. 4“ 
ersetzt. 

2. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) �In Nr. 7 werden die Wörter „Landes-
kammer für Psychologische Psycho-
therapeutinnen und -therapeuten 

und Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeutinnen und -therapeu-
ten in“ durch das Wort „Psychothe-
rapeutenkammer“ ersetzt und wird 
nach dem Wort „Vertreter“ der Punkt 
durch ein Komma ersetzt.

bb) �Als Nr. 8 wird angefügt:

„8. �der Landesverband der Hessi-
schen Hebammen e.V. eine Ver-
treterin oder einen Vertreter.“

b) Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Die in Abs. 2 unter einer Num-
mer genannten Vertreterinnen und Ver-
treter können ihr Stimmrecht nur einheit-
lich ausüben.“

3. �In § 4 Abs. 1 wird die Angabe „6“ durch „7“ 
ersetzt.

4. �§ 5 wird wie folgt geändert:

a) �In Abs. 1 wird nach der Angabe „bis 5“ 
die Angabe „sowie 7 und 8“ eingefügt.

b) �In Abs. 3 wird nach der Angabe „5“ die 
Angabe „sowie 7 und 8“ eingefügt.

5. �In § 6 Abs. 1 wird die Angabe „13. Septem-
ber 2018 (GVBl. S. 599)“ durch „3. Februar 
2022 (GVBl. S. 79)“ ersetzt.

6. �In § 7 Abs. 1 Satz 3 werden die Wörter „in 
schriftlicher Form“ gestrichen.

7. �§ 8 wird wie folgt geändert:

a) �In Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 werden die Wör-
ter „Landeskammer für Psychologische 
Psychotherapeutinnen und -therapeu-
ten und Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeutinnen und -therapeuten in“ 
durch das Wort „Psychotherapeuten-
kammer“ ersetzt.

b) �In Abs. 4 wird das Wort „sollen“ durch 
„können“ ersetzt.

8. �In § 11 Satz 2 wird die Angabe „2022“ 
durch „2029“ ersetzt.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft.

*) Ändert FFN 350-102

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Bildung von Gremien  
zur Verbesserung der sektorenübergreifenden Versorgung*)

Vom 24. September 2022

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. 
Es ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen zu verkünden.

Wiesbaden, den 24. September 2022

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t

R h e i n

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r 
f ü r  S o z i a l e s  u n d  I n t e g r a t i o n

K l o s e
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